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Beschluss-Vorlage 2013/0058 zur Sitzung am 28.02.2013
des UMWELT-, PLANUNGS- UND BAUAUSSCHUSSES

TOP 2 offentlich

Betreff.  Antrag auf Vorbescheid:
Errichtung einer Kindertagesstatte, FI.Nr. 423/10, Gemarkung Unterpfaffenhofen,
KleinfeldstralRe 53

Bauplanungsrechtliche Grundlagen:

Entspricht den
1. Das Baugrundstiick liegt Festsetzungen
[x] im Bereich eines rechtsverbindlichen Bebauungsplanes 1G 4 [] [ X]
(§ 30 BauGB, qualifiziert) ja nein
Datum der Rechtskraft 03.09.1982
Anwendbare BauNVO: 1977
Bauplanungsrechtliche Priifung:
Art der Nutzung nach Bebauungsplan: 4 § BauNvVO WA
Nutzung nach Bauvorhaben: [x] [] []
zulassig ausnahme- unzulassig
pflichtig
GRZ nach Bebauungsplan: 0,3 Bauvorhaben: 0,36
GFZ nach Bebauungsplan 0,45 Bauvorhaben: 0,59
Sachverhalt:

Dem Umwelt-, Planungs- und Bauausschuss lag in seiner letzten Sitzung am 22.01.2013 ein Antrag auf
Vorbescheid fiir die Errichtung einer Kindertagesstatte vor (vgl. Sitzungsvortrag, Anlage 1).

Der Ausschuss fasste folgenden Beschluss:

, Eine GFZ-Uberschreitung bis zu 0,53 sowie einer GRZ-Uberschreitung auf 0,36 kann zugestimmt
werden.
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Die Beurteilung fiir eine GFZ-Uberschreitung auf 0,62 ist, aufgrund der vorliegenden Unterlagen, bisher
nicht maglich. Fir eine derartige Befreiung ist die Vorlage einer schllissigen Gesamtplanung und unab-
hangig davon die Einhaltung der bauordnungsrechtlichen Vorschriften notwendig®.

Aufgrund dieses Beschlusses fanden mehrere Gesprache mit den Bauherren und dem planenden Ar-
chitekten statt, in denen ausfihrlich die Befreiungsvoraussetzungen des § 31 BauGB erlautert wurden.
Die Planung wurde nun weiter ausgearbeitet und modifiziert.

Im Kellergeschoss sind eine Tiefgarage mit 5 Stellplatzen, Neben- und Technikraume, ein Buro flr die
Kindergartenleitung sowie Personalrdume geplant (Grundrissplan, Anlage 2).

Das Erdgeschoss ist flir die Nutzung eines Kindergartens sowie einer Kinderkrippe mit den notwendigen
Nebenraumen und einer Kiiche vorgesehen (Grundrissplan, Anlage 3).

Der bisher im Kellergeschoss geplante Mehrzweckraum soll nun, anstatt einer Wohnung, im 1. Oberge-
schoss untergebracht werden, so dass insgesamt nur noch eine Wohnung mit einer groRztigigen Dach-
terrasse im Obergeschoss geplant ist (Grundrissplan, Anlage 4).

Durch die Verlegung des Mehrzweckraumes ist auch die urspriinglich geplante Abgrabung nicht mehr
notig. Stattdessen muss flr die ErschlieBung der Wohnung eine separate Treppe errichtet werden, da
gewahrleistet sind muss, dass keine einrichtungsfremden Personen die Einrichtung unbemerkt betreten
kénnen. Diese Treppe ist als Aullentreppe auRerhalb der Baugrenzen geplant.

Die Ansichten des zweigeschossigen Gebaudes sind in Anlage 5 ersichtlich.

Die abstandflachenrechtlichen Probleme wurden, durch die Reduzierung des 1. Obergeschosses sowie
der Verlegung des Schlafraumes, ebenfalls gelost.

Die GRZ liegt weiterhin bei 0,36; die GFZ liegt nun bei 0,59. Die Baugrenzen werden, aufier durch die
AuRentreppe, im Wesentlichen, eingehalten. Die Uberschreitungen sind jedoch als geringfligig einzu-
schatzen.

Zur Kleinfeldstrale hin sind drei oberirdische Stellplatze geplant, so dass flir das Vorhaben insgesamt 8
Stellplatze zur Verflgung stehen. Erforderlich ware der Nachweis von 6 Stellplatzen.

Fir die Uberschreitung der GFZ auf 0,59 muss gepriift werden, ob die Befreiungsvoraussetzungen vor-
liegen.

Wie bereits in der letzten Sitzungsvorlage erlautert, sind Befreiungen nur dann zuléssig, wenn die
Grundzlge der Planung nicht bertihrt werden.

Welche Festsetzungen eines Bebauungsplanes die Grundzlge der Planung bestimmen, I&sst sich nicht
allgemein beantworten. Je tiefer eine Abweichung von den Festsetzungen in das Interessengeflecht des
Planes eingreift, desto naher liegt es, dass die Grundziige der Planung berlihrt werden.

Nach der allgemein anerkannten Rechtsauslegung kann als sog. Faustregel gelten, dass eine Abwei-
chung im Hinblick auf die Grundziige der Planung nicht zugelassen werden darf, wenn sie sich bei einer
Beurteilung nach § 34 Abs. 1 nicht in die Eigenart der ndheren Umgebung einfligen wirde, weil sie oder
etwaige Folgewirkungen bodenrechtliche Spannungen in die Umgebung hineintragen oder solche
Spannungen erhéhen wiirde.

Wie aus dem in Anlage 6 beigefugten Lageplan ersichtlich, flgt sich das Gebaude von den Gebaude-
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ausmafen in die Umgebung ein. Die geplante Hohenentwicklung mit einer max. Wandhohe von 6,40 m
liegt sogar unterhalb den vorhandenen Wandhdhen in der néheren Umgebung. Aus Sicht der Verwal-
tung treten durch das Vorhaben keine bodenrechtlichen Spannungen auf; auch wird der durch die nahe-
re Umgebung gebildete ,stadtebauliche Rahmen* durch die Planung nicht beeintrachtigt.

Insofern werden die Grundziige der Planung durch das Vorhaben nicht berlhrt, so dass die Befreiungs-
voraussetzungen vorliegen und der Uberschreitung der GFZ auf 0,59 zugestimmt werden kann.

Nachbarbeteiligung:

Dem Bauamt liegen bereits mehrere Nachbareinwande vor (Anlage 7), wobei z. T. wegen fehlender
Angaben (Namen und Anschriften) nicht geprift werden kann, ob es sich dabei baurechtlich tatsachlich
um Nachbarn im Sinne des Art. 66 BayBO handelt.

Nach Art. 66 BayBO gelten als Nachbar die Eigentlimer der benachbarten Grundstiicke.

Die Nachbareigenschaft eines Grundstlickes setzt eine bestimmte raumliche Beziehung zum Bau-
grundstiick voraus. Im Regelfall sind die unmittelbar angrenzenden Grundstlicke sowie sogenannte
Punktnachbarn, d.h. deren Grundstlicke nur an einem Punkt z.B. an einer Ecke an das Baugrundstiick
anstoft, als Nachbargrundstlicke anzusehen.

Ob ein jenseits der StralRe liegendes Grundstiick benachbart ist, richtet sich nach der Art des Gebiets,
der Verkehrsbedeutung der Strae und nach Art und Auswirkung des Vorhabens. Das ist nach der all-
gemein anerkannten Rechtsauslegung bei Gewerbebetrieben oder anderen Vorhaben mit erheblichen
Kraftfahrzeugverkehr oder parkenden Fahrzeugen in den benachbarten Strale, wie z.B. Gaststatten
oder bei schmalen StralRen oder Wegen von etwa 3 m der Fall. Breite oder verkehrsreiche Stralken
haben in der Regel jedoch eine trennende Funktion.

Der Kreis der Nachbarn der beteiligten Grundstlicke muss mit Blick auf das nachbarrechtliche Riick-
sichtnahmegebot verniinftig eingegrenzt werden, da der Bauherr nicht unzumutbar einer nicht Uberseh-
baren Zahl von Abwehrberechtigten gegeniiberstehen darf.

Das Vorhaben einer Kindertagesstatte ist in diesem Gebiet (allgemeines Wohngebiet) als soziale Anla-
ge nach § 4 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO (1977) regelzulassig, da sie zur Versorgung des Gebiets und den
allgemeinen Bedurfnissen des Wohnens dient.

Es wurde dennoch geprift, ob fiir die Nachbarn eine unzulassige Beeintrachtigung einschliellich des
VerstolRes gegen das objektiv-rechtliche Rlcksichtnahmegebot gegeben ist. Vom Grundsatz her be-
steht zu Gunsten der Nachbarn kein allgemeiner Planbefolgungsanspruch. Die Nachbarn kénnen sich
nur gegen Befreiungen wenden, die von drittschiitzenden Vorschriften erteilt werden. Es sind bei wei-
tem nicht alle Festsetzungen eines Bebauungsplanes mit drittschitzender Wirkung ausgestattet. Die
meisten Festsetzungen dienen ausschlieflich stadtebaulichen Zwecken und beriihren nachbarliche
Rechte nicht.

Eine drittschiitzende Wirkung kommt nur solchen Bebauungsplanfestsetzungen oder sonstigen Rechts-
vorschriften zu, die mindestens auch dem Schutz der Nachbarn dienen.

Festsetzungen (iber das Mal der baulichen Nutzung (GFZ/GRZ) und (ber die tiberbaubare Grund-
stucksflache haben keine nachbarschitzende Wirkung.

Die GRZ und die GFZ dienen daher ausschlieRlich stadtebaulichen Zwecken und kénnen nicht Gegen-
stand nachbarlicher Rechtsbehelfe sein.
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Eine Befreiung konnte jedoch dann nachbarliche Rechte verletzten, wenn dadurch eine ungeordnete
stadtebauliche Entwicklung eintreten wurde. Dies ist, wie vorstehend bereits angesprochen, bei dem
Bauvorhaben nicht der Fall.

Im Rahmen der Wirdigung der nachbarlichen Interessen ist auch kein Verstol gegen das Gebot der
Rucksichtnahme zu erkennen. In qualifiziert beplanten Bereichen nach § 30 Abs. 1 BauGB findet das
Gebot der Riicksichtnahme tber § 15 Abs. 1 BauNVO Eingang in die bauplanungsrechtliche Prifung
(BayVGH v. 24.03.2009 a.a.0).

Nach § 15 Abs. 1 BauNVO kdnnen Anlagen im Einzelfall unzulassig sein, wenn sie nach Anzahl, Lage,
Umfang oder Zweckbestimmung der Eigenart des Baugebiets widersprechen oder wenn von ihnen Be-
lastigungen oder Storungen ausgehen konnen, die nach der Eigenart des Baugebiets im Baugebiet
selbst oder in dessen Umgebung unzumutbar sind.

Bei der Wertung der Interessen des Bauherrn und der Bewohner des Gebiets, die auf die Einhaltung
der Wohnruhe bedacht sind, kommen die abwéagungserheblichen Belange der Bewohner an gesunde
Wohnverhaltnisse und angemessene Wohnbedurfnisse in Betracht, auf Seiten des Bauherrn die Be-
ricksichtigung ihrer sozialen Bedurfnisse. Welcher Belang in Einzelfall iberwiegt bemisst sich danach,
was nach objektiven Kriterien gebietsentsprechend ist und noch zumutbar erscheint.

Belastigungen oder Storungen sind hinsichtlich des zu erwartenden Kinderlarms nicht zu beflirchten.
Nach § 22 Abs. 1a BImSchG sind Gerauscheinwirkungen, die von Kindertageseinrichtungen, Kinder-
spielplatzen und &hnlichen Einrichtungen wie beispielsweise Ballspielplatzen durch Kinder hervorgeru-
fen werden, im Regelfall keine schadliche Umwelteinwirkung; bei der Beurteilung der Gerauscheinwir-
kung dirfen Immissionsgrenz- und -richtwerte nicht herangezogen werden.

Es wurde weiter gepriift, ob ggf. Belastigungen oder Stérungen durch das vom Bauvorhaben ausgelds-
te Verkehrsaufkommen entstehen.

Der durch ein Vorhaben verursachte und diesem zuzurechnende Fahrzeugverkehr bzw. die mit diesem
verbundenen Auswirkungen auf die Nutzung der Nachbargrundstiicke konnen sich in zweierlei Hinsicht
als ruicksichtslos darstellen. Zum einen im Hinblick auf die Larmbelastung, zum anderen aber auch
dann, wenn insbesondere mangels ausreichender Parkmdglichkeiten der hierdurch bewirkte Park- oder
Parksuchverkehr den Nachbarn unzumutbar beeintrachtig oder wenn die bestimmungsgemalie Nutzung
des Nachbargrundstlckes nicht mehr oder nur noch eingeschrankt maglich ist (vgl. BayVGH v.
25.08.2009 Az.: 1 CS 09.287)

Die mit einer Kindertageseinrichtungen verbundenen Verkehrsimmissionen durch das Bringen und Ab-
holen von Kindern sind von den Nachbarn jedoch regelmaBig hinzunehmen (BayVGH v. 30.11.2009
a.a.0).

Die 2-gruppige Kindertagestatte ist, entsprechend der Angaben der Bauherren, fiir 37 Kinder ausgelegt.
Hierflr stehen, abzlglich der beiden Stellplatze fiir die Wohnung, 6 Stellplatze zur Verfligung. Dieser
Nachweis liegt weit iber den Richtlinien des Staatsministeriums des Inneren (1 Stellplatz/30 Kinder)
bzw. dem Entwurf der stadtischen Satzung (2 Stellplatze/Gruppe) so dass auch hier nicht von einer
unzumutbaren Belastigung oder Storung der benachbarten Grundstlicke durch Parkplatzsuchende aus-
gegangen werden kann.

Weiterhin wurde das bauplanungsrechtliche Riicksichtnahmegebot geprift. Grundséatzlich erschopfen

sich die Ansprliche der Nachbarn auf ausreichende Besonnung und Beliiftung in den gesetzlichen Min-
destabstandsflachen. Diese sind eingehalten.
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Insgesamt wird das objektiv-rechtliche planungsrechtliche Riicksichtnahmegebot nicht verletzt. Mit Blick
auf § 15 BauNVO, der gesetzlichen Ausformung des planungsrechtlichen Riicksichtnahmegebotes, ist
festzuhalten, dass das Vorhaben weder dem Charakter eines allgemeinen Wohngebiets widerspricht,
noch von diesem Belastigungen ausgehen werden, die in dem Gebiet unzumutbar sind.

Beschlussvorschlag:

Einer GFZ-Uberschreitung bis zu 0,59 kann zugestimmt werden.

Steege Astrid
genehmigt OB

TOP_2_6_Anlage_1_Sitzungsvortrag
TOP_2_6_Anlage_2_Grundriss_Kellergeschoss
TOP_2_6_Anlage_3_Grundriss_Erdgeschoss
TOP_2_06_Anlage_4_Grundriss_Obergeschoss
TOP_2_6_Anlage_5_Grundriss_Ansichten
TOP_2_6_Anlage_6_Grundriss_Lageplan
TOP_2_6_Anlage_7_Nachbareinwendungen

2013/0058 Seite 5von 5



	FLD_VONAME
	Gremium
	Beratungsfolge
	Beschluß
	FAuswirkung
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag
	SMC_BM_KW_2AT
	SMC_BM_KW_2PE
	SMC_BM_KW_2DAT
	SMC_BM_AFNAME1
	SMC_BM_AENAME1
	SMC_BM_AENAME
	SMC_BM_KWREL
	SMC_BM_KW

